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Eine demokratische Gesellschaft misst sich an den Kinderrechten auf 
einen Platz in der Gemeinschaft der Verschiedenen für „Besondere 

Kinder“ 

Eine Mutter verliert das Sorgerecht - sie hatte an ihrer Wahl für die inklusive 
Beschulung ihrer Tochter festgehalten 

Hilferuf vor dem AUS 

Im Sommer 2021 erreichte den Vorstand des elternbund hessen e. V. eine Anfrage aus 
dem bundesweiten Inklusionsnetzwerk: 

Einer Mutter in Rheinland-Pfalz sollte das schulische und gesundheitliche Sorgerecht 
über ihr 15-jähriges Kind entzogen werden. Der Vorwurf an sie, sie wolle ihre Tochter 
trotz mehrerer sonderpädagogischer Gutachten mit der Diagnose des 
Förderschwerpunkts Lernen in der allgemeinen Schule beschulen lassen. Mit diesem 
Wunsch der Mutter, so die Schule, das Jugendamt und die Förderschule, überfordere 
sie ihr Kind. Die personellen Bedingungen, so das Jugendamt und die 
Sonderschulexperten, seien in der Förderschule besser und deshalb solle das 
Mädchen in die Sonderschule wechseln. Da die Beziehung von Mutter und Tochter als 
sehr eng eingeschätzt werde, sei es für die weitere Entwicklung des Mädchens besser, 
sie wechsle in eine geschlossene bzw. stationäre Sondereinrichtung.  

Wir hatten eine weinende, hilflose Mutter am Telefon, die diese Entscheidung als völlig 
unangebracht ansah. Sie war sehr kompetent, hatte bereits eine einjährige Erfahrung 
mit der Sonderschule und zeigte auch uns ihr berechtigtes Ziel auf einen Abschluss 
auf. Sie wolle „das Wohlfühlprogramm“ der Sonderschule nicht und erst recht keine 
Trennung von ihrer Tochter in ein Internat. Hinzu kam, dass sie sich auch in der 
Geschichte der deutschen Sonderschule auskannte. Auf keinen Fall werde sie 
einwilligen, ihr Kind an eine stationäre deutsche Sonderschule zu geben.  

Das Jugendamt verwarf den Plan der Einweisung in eine stationäre Sonderschule bzw. 
erhob Zweifel, da die vorgeschlagene Einrichtung eigentlich eher für verwahrloste 
Kinder mit erheblichen Lernproblemen sei. Eine Verwahrlosung ihres Kindes, so das 
Jugendamt könne man der Mutter nicht vorwerfen. Sie kümmere sich doch 
offensichtlich um ihr Kind. 

Wir vom elternbund hessen wussten zu der Zeit nichts von Dr. Michael Winterhoff, der 
mit vielen Jugendämtern und Heimen mehrerer Bundesländer in Verbindung stand. 
Rheinland-Pfalz war auch dabei.   

Die Mutter, 2004 aus der Ukraine eingereist, und alleinerziehend, hatte sich nach der 
Geburt ihrer Tochter bereits in der frühkindlichen Förderung dafür eingesetzt, dass ihre  
„Marie“ mehr musische Angebote erhält. Sie hat sehr wohl den individuellen Bedarf ihres 
Kindes gesehen. Vor allem hat sie ihre Maßstäbe ihrer ukrainischen Herkunft an das 
deutsche Bildungsangebot für ihre Tochter angelegt. Musische Angebote sowie die der 
Bewegung vermisse die Mutter in Deutschland. Sie wisse, dass diese Förderung die 
Entwicklung wesentlich beeinflussen und die Grundlagen fürs Lernen seien. Wie die 
meisten Eltern wollte auch sie für ihr Kind nur das Beste. Selbstverständlich ahnte sie 
auch, anders als Sonderpädagogen es oft sehen, dass ihr Kind aufgrund seines 
Andersseins mehr gezielte Förderung brauche als andere Kinder, um zu einem 
Abschluss zu kommen. 
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Ihre fürsorglichen Forderungen an das Bildungssystem mündeten in vielen Vorwürfen 
an die Schul- und Jugendverwaltung. In der Verwaltung reifte die Ansicht, dass die von 
der Mutter gewünschte inklusive Beschulung eine Überforderung für alle bedeutete: 
Ihre Tochter Marie, so die Experten, sei mit einer inklusiven Beschulung überfordert. 
Die Mutter, so das Jugendamt, sei uneinsichtig und egoistisch, wollte von ihrem Kind 
mehr als es zu leisten in der Lage sei. Niemandem war das ukrainische Bildungswesen 
bekannt. Niemand fragte nach den Unterstützungsbedarfen des Kindes. Eine 
Diagnose lag nicht vor.  

Bis dahin hatte die Mutter alle Forderungen der Ämter befolgt, alle ihr empfohlenen 
Beratungsstellen hatte sie besucht – allein 23 Sitzungen bei Frau Rischar, damals 
Kollegin in der Praxis Dr. Winterhoff in Bonn. 

Ihr Kind hatte insgesamt vier sonderpädagogische Überprüfungen durchlaufen. Eine 
eindeutige Diagnose war aber auch aus diesen Gutachten nicht erkennbar. Die Mutter 
war schuld am Fehlverhalten ihrer Tochter so die Gutachten – wie so oft in 
sonderpädagogischen Verfahren  – über ihr Kind und seine weitere Entwicklung war 
wenig zu erfahren. Die Beschreibungen zu Marie allerdings deuteten auf einen 
Autismus hin. Keiner hatte sich aber mit den besonderen Bedarfen bei diesem 
Behinderungsbild auseinandergesetzt. Kein einziger Förderplan war in den Akten zu 
finden. Selbst eine Beratungsstelle für Autismus fehlte bei den Empfehlungen. 
Stattdessen hat das Jugendamt Maries Mutter den Besuch der Winterhoffschen 
Praxis in Bonn empfohlen. Sie solle sich wegen der Fahrt keine Sorgen machen. Das 
Jugendamt werde Marie dorthin begleiten. Dies lehnte die Mutter vehement ab. Nur 
sie werde ihr Kind dorthin begleiten.  

Maries Werdegang 

Bereits in der Grundschule musste Marie aufgrund ihrer mangelhaften Leistungen eine 
Klasse wiederholen. Ihre Beziehungen in der Gemeinschaft der 2. Klasse wurden durch 
den Ausschluss aus dieser Klassengemeinschaft - Klassenwiederholung - erstmalig 
zerrissen. Es kann nur vermutet werden, dass sie von Anfang an in dieser Klasse nicht 
gewollt war und deshalb auffällig wurde. Mit dieser Entscheidung der 
Klassenwiederholung zerplatzten die ersten zarten Verbindungen zu anderen Kindern.   

Sonderpädagogische Gutachten bestimmen den Bildungsgang eines Kindes 

Die Mutter hat uns die Schulakten ihrer Tochter zur Verfügung gestellt. Kennt man 
das Kind nicht, gerät man bereits beim Lesen der negativen Beschreibungen zu einem 
Kind mit massiven Verhaltensauffälligkeiten. Nichts Positives. Marie fällt auf, sie ist 
laut, eckt an, beleidigend und wird wegen ihres Aussehens und ihres Verhaltens 
gemobbt. Immer wieder wird die Mutter von der Lehrerin einbestellt bzw. kommt zur 
Intervention selbst in die Schule. Als pädagogische „Fördermaßnahme“ war von 
Schule und Behörde Maries Ausschluss über die Hälfte des Vormittags vom Unterricht 
entschieden worden. „Du gehörst nicht zu uns“ war die Botschaft für die 7-jährige. 
Diese „pädagogische“ Maßnahme trifft immer mehr Schulkinder mit auffälligem 
Verhalten, nicht nur in Rheinland-Pfalz. Auch wir im elternbund hessen hören von 
Schulkindern, die bereits in dem Alter zu Schulbeginn aufgrund ihres Verhaltens vom 
Unterricht ausgeschlossen werden.  

Marie startet den Schulvormittag mit allen zusammen. Ist die Hälfte des Vormittags 
herum, muss sie die Schule verlassen. Angeblich ist sie vom Unterricht überfordert.  
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Die zweite Hälfte des Schulvormittags verbringt sie in der Jugendhilfegruppe 
Meilenstein ausschließlich mit anderen Kindern mit auffälligem Verhalten. Auch für 
Marie gilt die Schulpflicht. Der 50%ige Entzug von Unterricht führt zu großen 
Lernlücken. Die Vermittlung von Basiskompetenzen ist in Gefahr. Wie wollte sie 
jemals wieder Anschluss finden? Wie sollte sie zu einem Abschluss kommen? Vor 
diesem Unterrichtsverweis in eine besondere Jugendhilfeeinrichtung hatte Marie ein 
Jahr eine Förderschule Lernen besucht. Ihr Zeugnis wies in keinem Fach eine 
feststellbare Leistung auf. Die Sonderschule hatte es nicht vermocht, sie zu 
irgendwelchen Leistungen zu bewegen. Sie hatte sich in keinem Fach beteiligt oder 
an irgendetwas Interesse bekundet. 

Maries 50% Auszeit von Schule, in einer Einrichtung der Jugendhilfe fand 
wahrscheinlich mit der Expertise Dr. Michael Winterhoffs statt. Es lässt sich jetzt nur 
ahnen, dass Marie dem Winterhoffschen Schicksal dank ihrer engagierten Mutter 
entkommen ist. Die Jugendhilfeeinrichtung, von der aus Marie wie viele andere Kinder 
aus Rheinland-Pfalz, NRW, Saarland und Niedersachsen auch zur Winterhoffschen 
Therapie nach Bonn gebracht wurde, ist geschlossen. Maries Mutter hatte keine fremde 
Begleitung durch das Personal des Jugendamts zugelassen. Sie hat sich selbst um ihre 
Tochter gekümmert und war mit ihrer Tochter zu jeder Sitzung ins entfernte Bonn 
gefahren. Seit Februar 2025 steht Dr. Michael Winterhoff vor Gericht. Viele Eltern haben 
ihr Sorgerecht verloren, haben ihre Kinder in Einrichtungen abgeben müssen und 
wussten nichts von der dortigen Medikamentierung mit Pipamperon.  

Während der Sommerferien 2021 hatte das Familiengericht in Koblenz entschieden, 
Maries Mutter das Sorgerecht zu entziehen. Mit allen Mitteln hatte sie versucht, das zu 
verhindern. Sie informierte sich in Buchhandlungen zur Inklusionspädagogik, nahm 
Kontakt zu den Autoren auf und fand Kontakt zu ihnen. Menschen im bundesweiten 
Inklusionsnetz sind aktiv geworden. Eine Kanzlei in Frankfurt zeigte an, das Verfahren 
vor das internationale Gericht in Genf zu bringen. Der Vorstand des elternbund hessen 
wurde nach der Bereitschaft gefragt, das schulische und gesundheitliche Sorgerecht 
für Marie zu übernehmen. 

Ein Platz in der Bildungsgemeinschaft der Verschiedenen 

Zu Schuljahrsbeginn 21/22 wurde in Koblenz ein runder Tisch für Maries Förderung 
eingerichtet, an dem ein Rechtswissenschaftler, Prof. Michael Wrase, ein ehemaliger 
Richter des elternbund hessen, die Schulaufsicht, ein Schulleiter, der Vormund 
(Jugendamt) sowie Mutter und Kind Platz nahmen. Eine Schwerpunktschule nach den 
inklusiven Vorstellungen der Mutter wurde gefunden – eine Fahrtstunde von Koblenz 
entfernt. Die Mutter war sicher, dass ihre Tochter die Fahrt selbstständig werde 
bewältigen können. Der elternbund hessen sagte zu, für Marie das schulische und 
gesundheitliche Sorgerecht zu übernehmen.  

Marie war vom ersten Tag an in ihrer neuen Schule begeistert. Sie fühle sich „wie im 
Paradies“, lernte erstmalig jeden Tag neue Menschen kennen, schwärmte von ihnen 
– sie hatte mit ihren 15 Jahren zum ersten Mal Freunde. Wir wunderten uns über 
dieses nun völlig veränderte Mädchen, das in der Vergangenheit immer wieder 
begutachtet worden war, ohne dass irgendein Begutachter eine zutreffende Diagnose 
gestellt hätte. Die Tests allerdings wiesen sonderpädagogischen Förderbedarf aus, 
mal knapp geistig behindert, aber dann fiel die Entscheidung auf Lernen.  

Ab dem Schuljahr 2021/22 besuchte sie mit großem Vergnügen nun die 
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Schwerpunktschule an der Mosel. Die Zugfahrt von jeweils einer knappen Stunde 
waren für sie kein Problem. Sie war im Leben angekommen. Sie spürte, dass sie hier 
willkommen war. Ihr drohten keine Gutachten mehr, die ihr signalisierten „So wie du 
bist, bist du nicht richtig.“ Es dauerte kein halbes Jahr und der sonderpädagogische 
Förderbedarf wurde aufgehoben. Marie war endlich so angenommen worden, wie sie 
war: Ab und zu laut, ungehalten; aber sie war so individuell wie alle anderen Kinder 
auch. Ende 2022 kam die Information der Schule, Marie werde den 
Realschulabschluss anstreben können. Im Herbst kontaktierten wir das 
Familiengericht und baten das Sorgerecht der Mutter zurückzugeben. 

Wir vom elternbund hessen haben den Kontakt behalten. Marie hat uns jede Woche 
regelmäßig angerufen, hat uns von der Schule erzählt, uns nach Hilfe gefragt. Diese 
Geschichte hat die Mutter mehr als zermürbt. Sie erkrankte und wir versuchten, sie 
und ihre Tochter zu unterstützen. Marie sorgte für sie und managte ihren 
gemeinsamen Alltag. Der Krieg in ihrer ehemaligen Heimat belastet die Mutter 
zusätzlich. Die mütterliche Heimat ist Charkiw – mehr muss man nicht wissen, um 
die Psyche der kleinen Familie einschätzen zu können.  

Wir pflegten den Kontakt zur Schule und tauschen uns über sie mit den Lehrern aus. Die 
Gespräche waren sehr zugewandt, zeigten Entwicklung für Marie auf und die Atmosphäre 
war vertrauensvoll. Maries Mutter wurde als Elternbeirätin gewählt.  

Wie andere Halbwüchsige auch hat Marie immer wieder die Erinnerung gebraucht, 
dass sie sich um ihre Aufgaben in der Schule kümmern muss. Marie hat sich lieber in 
der Stadtbibliothek verlaufen, hat statt ihrer Schulbücher lieber die von dort 
entliehenen Büchern gelesen. Sie kümmert sich leidenschaftlich um ihre Katze. Die 
Tierwelt ist ihre Welt, wo sie ein besonders großes Wissen hat.  

Marie hat – trotz Schulpflicht - drei kostbare Bildungsjahre eingebüßt und das durch 
ein Bildungssystem, das Hilfe verspricht, aber nicht einlöst. Die vom Staat 
eingesetzten Sonderpädagogen haben keinen Zugang zu Marie gefunden, ihre 
Begutachtungen haben sie ins AUS manövriert, statt ihr Hilfen anzubieten. Ihr 
Selbstbewusstsein hat durch sich wiederholende Begutachtungen massiv gelitten. 
Dem Bildungsministerium in Rheinland-Pfalz haben wir diese Verstöße gegen die 
UN-BRK mitgeteilt. Die gegen Marie vorgenommenen Maßnahmen entsprachen 
weder den UN-Kinderrechten noch der UN-BRK. Sämtliche Interventionen haben 
ihr einen erheblichen Teil ihrer Kindheit genommen. Sonderpädagogische 
Testeinsätze haben ihr immer wieder signalisiert: „Du gehörst nicht zu uns. Du 
musst weg“ Wiederholung der Klasse, Teilbeschulung in einer segregierenden 
Jugendhilfeeinrichtung, Beschulung in einer Sonderschule haben weder Bindungen 
noch Freundschaften zugelassen. Dabei ist die Bedeutung der Bindung als 
Lernvoraussetzung bekannt. 

Maries Mutter und Winterhoff 

Maries Mutter ist das Sorgerecht für ihr „besonderes Kind“ entzogen worden. Sie 
hatte sich gegen sonderpädagogische Maßnahmen gewehrt. Ihre Tochter hat sie 
nicht allein gelassen, sondern war immer an ihrer Seite. Mit dem Glauben an ihre 
Tochter ist die Trennung und der Aufenthalt in einer geschlossenen 
Sondereinrichtung erspart geblieben. Wahrscheinlich hätte man ihr dort wie 
anderen Kindern Pipanteron verabreicht.   



5 
 

 

Marie wird im Sommer 2025 20 Jahre alt. Sie hat, dank der Weitsicht ihrer Mutter, eine 
hoch kompetente Schwerpunktschule in Rheinland-Pfalz besucht. Marie war dort 
willkommen, was eine der wichtigsten Voraussetzungen für ihre erfolgreiche Bildung 
war. Ihr dortiger Schulbesuch hat sie als Menschen wieder aufgerichtet, sie hat 
Vertrauen schöpfen können und hat einschätzen gelernt, wer es gut mit ihr meint und 
wer sie so annimmt, wie sie ist.  

Mehr als drei Jahrzehnte ist es her, dass unser damaliger Bundespräsident in seiner 
Rede aufgezeigt hat, wie verschieden wir sind. Er kam 1993 zu dem Schluss: „Es ist 
normal, verschieden zu sein.“ Nur in Schule ist das wohl immer noch nicht 
angekommen. Marie musste die Testverfahren durchlaufen, weil sie anders war. Ihre 
Mutter hat für ihr Sosein und ihren Platz in der inklusiven Gemeinschaft gekämpft. Sie 
hat viel verloren, aber nicht ihre Würde als Mutter.  

Marie konnte wieder Mensch sein. Dafür war ihre Mutter aufgestanden. Der 
Schulbesuch hat ihr Spaß gemacht. Sie hat vieles nachholen können, insbesondere 
Physik, das Fach, das sie bis zur Aufnahme im Realschulzweig überhaupt nicht hatte. 
Die naturwissenschaftlichen Fächer fielen ihr nicht leicht, aber das ist normal. Den Stoff 
von fast drei Jahren, den sie aufgrund staatlicher (sonderpädagogischer) 
Entscheidungen versäumt hat, hat sie nachgeholt, u. a. mit einem Jahr Wiederholung. 
Auch das ist normal. Sie hat gelernt, ein Ziel zu verfolgen und sich dafür anzustrengen.  

Der elternbund hessen hat erleben dürfen, wie ein gedemütigtes Kind in der Normalität 
der Verschiedenen wieder wachsen durfte. Wir sind dankbar für das Erlebte. „No child 
left behind“ heißt Glauben an die Kinder.  

 

Birgid Oertel, Min.R‘tin a. D. 


